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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 


zu der Verordnung der Bundesregierung 
— Drucksache 12/1237 — 


Verordnung über befreiende Konzernabschlüsse und Konzernlageberichte von 
Mutterunternehmen mit Sitz in einem Staat, der nicht Mitglied der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft ist, zur Durchführung des Artikels 1 1 der Siebenten 
Richtlinie 83/349/EWG des Rates vom 13. Juni 1983 
(Konzernabschlußbefreiungsverordnung — KonBefrV) 


A. Problem 

In § 292 Handelsgesetzbuch wird dem Bundesminister der Justiz 
die Ermächtigung erteilt, im Einvernehmen mit dem Bundesmini- 
ster der Finanzen und dem Bundesminister für Wirtschaft durch 
eine Rechtsverordnung zu bestimmen, daß die die Einhaltung der 
Konzernrechnungslegungspflicht nach § 290 HGB erleichternde 
Regelung des § 291 HGB auch auf solche Mutterunternehmen aus- 
gedehnt wird, die ihren Sitz außerhalb der EG haben. 


B. Lösung 

Mit der Verordnung macht der Bundesminister der Justiz von der 
ihm erteilten Ermächtigung Gebrauch. Unternehmen mit Sitz in 
der Bundesrepublik Deutschland können danach von den Pflich- 
ten des § 290 HGB unter anderem befreit werden, wenn das Mut- 
terunternehmen mit Sitz außerhalb der EG einen Konzernabschluß 
und einen Konzernlagebericht aufstellt, der den Teilkonzern mit 
Sitz in Deutschland umfaßt und der nach einem an die Siebente 
Richtlinie über den Konzernabschluß angepaßten Recht eines Mit- 
ghedstaates der EG oder in gleichwertiger Form aufgestellt wor- 
den ist. Die Verordnung ist befristet. Sie gilt nur für die Geschäfts- 
jahre 1990 bis 1992. 
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Der Rechtsausschuß hat einstimmig die Empfehlung beschlossen, 
gegen den Entwurf der Rechtsverordnung keine Bedenken zu 
erheben. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Da die Verordnung lediglich die Fortführung der bisherigen Praxis 
erlaubt, verursacht die Regelung keine Kosten. Deshalb sind da- 
von auch keine preishchen Auswirkungen zu erwarten. 
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Beschlußempfehtung 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Gegen die Verordnung der Bundesregierung — Drucksache 
12/1237 — werden keine Bedenken erhoben. 

Bonn, den 24. Oktober 1991 

Der Rechtsausschuß 

Herbert Helmrich Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten 

Vorsitzender Berichterstatter 


Ludwig Stiegler 
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Bericht der Abgeordneten Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten 
und Ludwig Stiegler 


1. Die Präsidentin des Deutschen Bundestages hat die 
Verordnung der Bundesregierung über befreiende 
Konzernabschlüsse und Konzernlageberichte von 
Mutterunternehmen mit Sitz in einem Staat, der 
nicht Mitglied der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft ist, zur Durchführung des Artikels 11 
der Siebenten Richtlinie 83/349/EWG des Rates 
vom 13. Juni 1983 (Konzernabschlußbefreiungs- 
verordnung — KonBefrV) — Drucksache 12/1237 
— gemäß § 92 der Geschäftsordnung mit Schreiben 
vom 10. Oktober 1991 an den Rechtsausschuß fe- 
derführend und den Ausschuß für Wirtschaft mit- 
beratend überwiesen. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat in seiner Sitzung 
am 16. Oktober 1991 einstimmig beschlossen, die 
Verordnung anzunehmen. 

Der Rechtsausschuß hat die Vorlage in seiner 
21. Sitzung am 16. Oktober 1991 beraten und ein- 
stimmig empfohlen, gegen die zu erlassende Ver- 
ordnung keine Bedenken zu erheben. 

2. Konzern ab Schlüsse von Mutterunternehmen mit 
Sitz außerhalb der EG haben nach den Vorschriften 
des Handelsgesetzbuches unmittelbar keine be- 
freiende Wirkung. § 292 HGB gibt jedoch an den 
Bundesminister der Justiz die Ermächtigung zum 
Erlaß einer besonderen Rechtsverordnung, die die 
befreiende Wirkung von außerhalb der EG aufge- 
stellten Konzernabschlüssen regelt. Die Verord- 
nungsermächtigung legt ledighch die formellen 
Anforderungen und materiellen Grundvorausset- 
zungen fest, denen die darauf beruhende Rechts- 


verordnung genügen muß. § 1 der zu erlassenden 
Verordnung regelt nun die Voraussetzungen für 
die Befreiung von der Pfhcht zur Aufstellung eines 
Konzernabschlusses und Konzernlageberichts. Je- 
des Mutterunternehmen, das zugleich Tochterun- 
ternehmen eines Mutteruntemehmens mit Sitz in 
einem Staat, der nicht Mitghed der EG ist, ist da- 
nach von der Aufstellung eines Konzernabschlus- 
ses und eines Konzernlageberichts befreit, wenn 
ein den Anforderungen des § 2 entsprechender 
Konzernabschluß und Konzernlagebericht dieses 
Mutterunternehmens nebst Prüfungsvermerk of- 
fengelegt wird. Außerdem ist eine dem § 291 
Abs. 1 Satz 2 HGB entsprechende Regelung vorge- 
sehen. 

In der Verordnung ist eine befristete Regelung ent- 
halten. Eine endgültige Regelung war zur Zeit 
nicht möghch, da die Voraussetzungen für die ge- 
genseitige Anerkennung von Konzernabschlüssen 
von Unternehmen mit Sitz in den EG-MitgÜedstaa- 
ten und von Konzernunternehmen außerhalb der 
EG noch nicht abschheßend geklärt sind. 

Nach § 292 Abs. 1 Satz 1 HGB ist die Verordnung 
ohne Zustimmung des Bundesrates zu erlassen. Die 
Re chtsver Ordnung war, wie gesehen, nach § 292 
Abs. 4 HGB vor Verkündung dem Deutschen Bun- 
destag zuzuleiten. Er hat die Möglichkeit, die Ver- 
ordnung durch Beschluß zu ändern oder abzuleh- 
nen. Der Rechtsausschuß hat keine Veranlassung 
gesehen, Änderungen oder eine Ablehnung zu 
empfehlen. 


Bonn, den 24. Oktober 1991 


Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten Ludwig Stiegler 

Berichterstatter 
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